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Im Mittelpunkt der Arbeiten des 1999 nach den fünften Direktwahlen neu zusam-
mengesetzten Europäischen Parlaments (EP) standen die Investitur und anschlie-
ßende Neuausrichtung der Beziehungen zur Europäischen Kommission, die Beglei-
tung der Regierungskonferenz 2000,' die Mitwirkung am Grundrechtekonvent2

sowie die Reform der Parlamentsorganisation zur Anpassung an die Vorgaben des
Amsterdamer Vertrages. Insbesondere in diesem Feld stand das Parlament unter
erheblichem Druck: Aufgrund der Ausdehnung des Anwendungsbereichs für das
Mitentscheidungsverfahren mussten rasch Fragen wie die Zusammensetzung und
Arbeitsweise der Parlamentsdelegation für den Vermittlungsausschuss geklärt wer-
den. Hierzu verständigte sich das Parlament mit dem Rat auf eine neue gemeinsa-
me Erklärung' über die praktischen Umsetzungsarrangements für das Mitentschei-
dungsverfahren und änderte seine Geschäftsordnung sowie - im April 1999 - die
Struktur und Zuständigkeiten der nunmehr nur noch siebzehn ständigen Aus-
schüsse.3 In diesem Zusammenhang war darüber hinaus auch die Implementierung
des neuen Ratsbeschlusses über die mit der Durchführung von Gemeinschafts-
maßnahmen zu beauftragenden Ausschüsse (,Komitologie')4 zwischen und in den
Parlamentsausschüssen vorangetrieben worden.5

Die Tätigkeiten des Parlaments umfassten im Berichtszeitraum eine wachsende
Zahl legislativer Entschließungen im Konsultations-, Kooperations-, Zustimmungs-
und Mitentscheidungsverfahren, sowie zahlreiche - in der seit 1993/94 aber weiter-
hin rückläufigen Tendenz - Eigeniniativberichte, Anfragen und Dringlichkeits-
entschließungen.

Politisierungstendenzen und -Hemmnisse

Auf seiner konstituierenden Sitzung im Juli 1999 wählte das Parlament Frau Nicole
Fontaine (EVP-ED) mit 306 Stimmen zu seiner Präsidentin für einen Zeitraum von
zweieinhalb Jahren. Zwischen den Fraktionen EVP-ED und ELDR wurde hierzu
eine Vereinbarung getroffen, die darauf abzielt, aller Voraussicht nach den irischen
Abgeordneten Cox (ELDR) für den zweiten Teil der Legislaturperiode zum
Nachfolger von Frau Fontaine zu ernennen. Die Wahl Nicole Fontaines und die sich
aus den Direktwahlen ergebende Gewichtsverteilung zwischen den Fraktionen im
EP machten bereits deutlich, dass die in den letzten beiden Legislaturperioden prak-
tizierte Zusammenarbeit zwischen SPE und EVP-ED zu Gunsten einer stärkeren
Politisierung der parlamentarischen Arbeit aufgehoben werden sollte. Allerdings
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sind dieser Intention, die die Attraktivität des Parlaments für die Wählerinnen und
Wähler steigern könnte, strukturelle Grenzen durch den EG-Vertrag selbst gesetzt.

Bei Abstimmungen mit absoluter Mehrheit - und dies betrifft vor allem die
Verabschiedung von Änderungsanträgen im legislativen Bereich - benötigt das Par-
lament mehr als 50% der Stimmen, d.h. in der gegenwärtigen Zusammensetzung
mindestens 314 von 626. Keine der beiden größten Fraktionen bringt diese Mehr-
heit alleine zu Stande.6 Berücksichtigt man daneben noch die durchschnittliche
Anwesenheitsrate der Abgeordneten bei namentlichen Abstimmungen (+/- 461),
dann erhöht sich die reale Mindestschwelle sogar auf 68% aller an Abstimmungen
teilnehmenden Abgeordneten.7 EVP-ED und SPE sind auf mindestens drei weitere
Fraktionen angewiesen, wenn sie nicht gemeinsam als ,große Koalition'8 zur
Verabschiedung von Entschließungen entscheiden wollen, bei denen die absolute
Mehrheit der Parlamentsmitglieder vertraglich vorgesehen ist.9

Der gerade für die erfolgreiche Verabschiedung von Änderungsanträgen im
Kooperations- und im Mitentscheidungsverfahren aus den vertraglich festgelegten
Mindestschwellen hervorgehende Zwang zur ,großen Koalition' lässt das Parla-
ment nicht nur gegenüber den unmittelbaren Adressaten Rat und Kommission, son-
dern auch in der medial inszenierten Öffentlichkeit als in sich geschlossener Akteur
erscheinen. Ein Akteur, der eben nicht nur in institutionellen und das politische
System der EU betreffenden Fragen, sondern auch in den einfachgesetzlichen
Politikverarbeitungszyklen des Gemeinschaftsrechts kaum in der Lage ist, die
zumindest im nationalen Rahmen konkurrierenden Wählerinnen- und Wähler-
interessen funktionsadäquat umzusetzen. Neben Ursachen wie der allgemeinen
Politikverdrossenheit und der gerade für die westlichen Industriegesellschaften seit
langem identifizierten Krise der Parteien tritt für die Erklärung der schwindenden
Wahlbeteiligung daher auch ein strukturelles , Konkurrenz- und Kommunikations-
defizit' des EP selbst hinzu, dass vor allem die beiden großen Parteien trifft und
letztlich nur über die verstärkte Politisierung der innerparlamentarischen Diskus-
sionslandschaft zu beheben ist."'

Die Praxis der parlamentarischen Arbeit bestätigt dies für die zurückliegende
vierte Wahlperiode." Für die seit Juni 1999 laufende fünfte Wahlperiode sind
jedoch effektive Politisierungstendenzen zu beobachten. So stimmten im zweiten
Halbjahr 1999 beide großen Fraktionen nur noch in 60% aller Fälle gemeinsam ab.
Bei den Abstimmungen mit absoluter Mehrheit im legislativen Bereich reduzierte
sich dieser Prozentsatz sogar noch auf 54%, wobei hier aber - anders als von der
EVP-ED und der ELDR intendiert - die Gewinnquote der ,linksliberalen'
Fraktionsbündnisse (SPE+KVEL+Grüne+ELDR) mit 29,6% deutlich höher lag als
diejenige vergleichbarer ,Mitte-Rechtsbündnisse' (EVP-ED+ELDR+UEN) mit
10,2%.12 Der wesentliche Grund hierfür dürfte in der geringeren Fraktionsdisziplin
innerhalb der EVP-ED liegen, da die Gruppe der 36 Mitglieder der britischen
Konservativen (15,4% der Fraktion) in durchschnittlich 31% aller Fälle von der
Linie der Gesamtfraktion abweicht. Dagegen fallen die Abweichler der britischen
Labour Party innerhalb der SPE schon aufgrund ihres kleineren Anteils an der
Fraktion (5,5%) weniger ins Gewicht, auch wenn sie in immerhin noch 13,5% aller
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Fälle anders als die Gesamtfraktion abstimmen.'3 Interessanterweise ist der Prozent-
satz der parteipolitisch wirksamen Koalitionen bei nichtlegislativen Entschlie-
ßungen mit einfacher Mehrheit geringer, obwohl deren Bildung aufgrund der nied-
rigeren Mindeststimmenzahl einfacher zu erreichen wäre.14 Insgesamt zeigt sich
somit auf jeden Fall ein Trendwandel hin zu vorsichtigen Versuchen der Fraktionen,
in ihrer Arbeit im Parlament größeres Gewicht auf die parteipolitischen Unter-
schiede zu legen und diese auch deutlich zu machen. Inwieweit diese Tendenz auch
im Rahmen einer Politikstrategie expliziert wird, bleibt - auch angesichts der insti-
tutionellen ,Sollbruchstellen' innerhalb der EVP-ED - abzuwarten.

Die Beziehungen zur Kommission - die Frage ihrer Rechenschaftspflicht

Im Mai 1999 nahm das EP mit 392 gegen 72 Stimmen bei 41 Enthaltungen eine
befürwortende Entschließung zur auf dem Europäischen Rat in Berlin am 24725.
März 1999 vorgeschlagenen Ernennung von Romano Prodi zum designierten
Präsidenten der neuen Kommission an. Nach den Direktwahlen im Juni 1999 führ-
te das Parlament vom 30. August bis zum 7. September 1999 auf der Grundlage von
Artikel 33 seiner Geschäftsordnung Anhörungen der designierten Kommissions-
mitglieder durch15 und setzte schließlich auf seiner Tagung vom 13. bis 17. Septem-
ber 1999 die neue Kommission ,Prodi' für den Zeitraum bis zum 23. Januar 2000
und für die anschließenden fünf Jahre ein. Zu Auseinandersetzungen kam es hier-
bei zwischen der EVP-ED und der deutschen CDU/CSU einerseits und der deut-
schen Bundesregierung andererseits, da aufgrund des schlechten Abschneidens von
Bündnis 90/Die Grünen bei den Europawahlen die Kandidatur Michaele Schreyers
in Frage gestellt wurde.16 Das EP formulierte in der bereits am 13. Januar 1999 -
vor dem Rücktritt der Kommission ,Santer' - verabschiedeten Entschließung zu
den institutionellen Auswirkungen des Amsterdamer Vertrages mit Blick auf das
Investiturverfahren des Präsidenten der Kommission und zur Unabhängigkeit der
Mitglieder des Kollegiums17 auch die politischen Vorgaben für die Ernennung der
neuen Kommission.18 Besonderes Augenmerk legte das EP hierbei auf die
Notwendigkeit, dass „eine relevante Zahl der Mitglieder der Kommission aus den
Reihen der aktuellen Mitglieder des Europäischen Parlaments ausgewählt werden
müsste und dass alle benannten Persönlichkeiten bereits bedeutende politische,
institutionelle und parlamentarische Erfahrungen in Europa-Angelegenheiten
erworben haben müssten, wobei auf jeden Fall auf der Grundlage des verabschie-
deten Programms das Gleichgewicht zwischen Männern und Frauen und zwischen
den politischen Strömungen zu wahren ist." Die Europawahlen hätten demnach bei
einer engen Auslegung der Parlamentsentschließung eine größere Anzahl von
Kommissionsmitgliedern aus dem Lager der EVP-ED vermuten lassen.

Angesichts der EVP-ED-Kritik an den Benennungen einzelner Kommissions-
mitglieder verpflichtete sich Prodi während der Konferenz der Präsidenten des EP
am 7. September 1999 erstmals zur Sicherstellung der persönlichen Verantwortung
der Kommissarinnen und Kommissare sowie zur Aushandlung eines gemeinsamen
Rahmenabkommens mit dem Parlament mit dem Ziel, „to strengthen the Commis-
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sion's responsibility and legitimacy".19 Das Rahmenabkommen selbst wurde vom
Parlament am 5. Juli 2000 gebilligt. Das angekündigte Ziel kommt dabei in mehre-
ren Punkten zum Ausdruck: Erstens unterrichtet die Kommission das Parlament
unabhängig von den Zugeständnissen der Staats- und Regierungschefs direkt über
die Arbeiten der Regierungskonferenz 2000, zweitens erklärt sie sich bereit, „if
Parliament expresses a lack of confidence in a Commissioner, the President of the
Commission will examine seriously whether he should request that Member to
resign", drittens informiert der Präsident das EP „of any decision concerning the
allocation of responsibilities to any Member of the Commission", und viertens wird
für die von EU-Mitgliedstaaten oder von Drittstaaten an die Kommission vertrau-
lich weitergeleiteten Informationen ein Mediationsmechanismus zwischen den
Präsidenten von EP und Kommission in denjenigen Fällen sichergestellt, in denen
das Parlament die Vertraulichkeit anzweifelt.20 Mit diesen durch die drei 1999 erlas-
senen Verhaltenskodizes über die Arbeitsweise der „Kommission von morgen"21

sowie dem bereits im Februar 2000 zwischen den beiden Organen vereinbarten
interinstitutionellen Abkommen über die Implementierung des neuen Komitologie-
Beschlusses des Rates abgerundeten Rahmenbestimmungen haben EP und
Kommission ihren gegenseitigen Verpflichtungsverhältnissen neue Impulse gege-
ben. Es ist aber nicht zu übersehen, dass sich Prodi und sein Team nicht nur einem
zunehmendem Druck durch das Parlament, sondern auch durch die Mitgliedstaaten
und den Europäischen Rat und durch Querelen innerhalb des Kommissions-
kollegiums sowie zwischen ihm und einzelnen Generaldirektionen ausgesetzt
sehen, der das Erscheinungsbild der Kommission in der Öffentlichkeit nachhaltig
negativ beeinflusst hat. Ob das Parlament strategischen und längerfristig wirkenden
Gewinn aus der mit anderen Institutionen der EU geteilten Umklammerung der
Kommission ziehen kann, hängt in erheblichem Maße von der Effektivität seiner
Arbeiten im Rahmen derjenigen Funktionen ab, bei denen die relative, durch den
EG-Vertrag zumindest im Bereich des Mitentscheidungsverfahrens vorbestimmte
Überlegenheit gegenüber der Kommission zum Tragen kommt.

Reformen im Selbstorganisationsrecht des Parlaments

Das EP selbst geriet in den letzten zwölf Monaten immer wieder ins Zentrum der
Medienschelte: Europaabgeordnete, die ,nur' zum Empfang der Tagegelder nach
Straßburg reisen, ohne an den Abstimmungen geschweige denn an den hierzu anbe-
raumten Debatten teilzunehmen, Assistenten ohne Statut und Dienstvertrag sowie
die mehr als unklaren Beziehungen zwischen den Fraktionen und Europäischen
Parteien gehören mittlerweile zum festen Informationsbestandteil von Publikums-
zeitschriften und politischen Magazinen. Angesichts dieser durch eine zunehmend
offene Europakritik seitens nationaler Parteien und Abgeordneter verstärkten
Einseitigkeit in der Darstellung des EP gerät dieses in Erklärungs- und Zugzwang.
Tatsächlich dürfte hierbei aber auch die Tatsache eine Rolle spielen, dass das EP
aufgrund seiner Rolle im Zusammenhang des Rücktritts der Kommission ,Santer'
sowie allgemein im Mitentscheidungsverfahren zumindest bei den politisch wirk-
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samen Eliten in immer stärkerem Ausmaß in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit
rückt und sich somit nicht nur seine Attraktivität, sondern auch seine fachliche und
politische Eignung beweisen muss.

Hinsichtlich seiner eigenen Organisation verabschiedete das EP 1999 insgesamt
629 Entschließungen zu Fragen der Immunität der Abgeordneten, der Auslegung
der Geschäftsordnung und zu interinstitutionellen Abkommen, an denen es selbst
als vertragsschließende Partei teilnahm.22 Das Parlament änderte seine Geschäfts-
ordnung zur Anpassung an den neuen Vertrag von Amsterdam, zur Revision der
Anlage V über die Erteilung, den Aufschub und die Verweigerung der Handels-
entlastung der Kommission sowie zur Anpassung an die interinstitutionelle
Vereinbarung über die Ermittlungen des Amtes für Betrugsbekämpfung OLAF. Im
September 1999 stimmte es auch der Interpretation der Geschäftsordnung durch
den Ausschuss für konstitutionelle Fragen zu, der zufolge keine Fraktionen gebil-
det werden dürfen, deren Mitglieder nicht über ausreichende politische Gemein-
samkeiten verfügen. Dieses politische Urteil führte zur Auflösung der Technischen
Fraktion der unabhängigen Abgeordneten, wobei aber das Gericht erster Instanz am
25. November 1999 die Aussetzung der Durchführung dieses Beschlusses anord-
nete.23 Der Streit zwischen der daraufhin erneut gebildeten Gruppe und dem EP war
bis Juli 2000 nicht beigelegt. Seit Dezember 1999 berät aber der Ausschuss für kon-
stitutionelle Angelegenheiten den Corbett-Bericht zur Gewährleistung ausgewoge-
ner Rechte zwischen einzelnen Mitgliedern und Fraktionen, in dem Änderungen
der Geschäftsordnungsartikel 23, 29, 30, 33 und 82 vorgeschlagen werden.24

Vor dem Hintergrund der mit dem Tsatsos-Bericht25 bereits in der zurückliegen-
den Legislaturperiode angefachten Diskussion über die Stellung der Europäischen
Parteien legte der Rechnungshof im Mai 2000 einen Sonderbericht über die Aus-
gaben der Parlamentsfraktionen vor.26 Hierin werden die Praktiken der offensicht-
lich indirekten, gleichwohl aber unzulässigen Finanzierung der Parteien durch die
im EG-Haushalt den EP-Fraktionen zur Verfügung gestellten Mittel moniert und
zahlreiche Fehlpraktiken festgestellt. Die Ursachen für die mangelnde Transparenz
in der Finanzierung der Fraktionen und Parteien identifiziert der Rechnungshof im
Fehlen einer Definition der politischen Tätigkeiten der Fraktionen und den Formen,
in denen diese zum Ausdruck kommen und als Folge dieses Defizits die mangel-
hafte Trennschärfe zwischen politischen und Informationstätigkeiten der Frak-
tionen. Letztlich führt diese Intransparenz nach Auffassung des Hofes dazu, „dass
sich die Fraktionen bei der Verbuchung der Ausgaben [...] manchmal eher von der
Verfügbarkeit der Mittel leiten lassen als von der tatsächlichen Unterscheidung der
Tätigkeiten in der Sache".27 In seinen Antworten auf den Bericht teilt das Parlament
größtenteils die im Sonderbericht erhobenen Vorwürfe und weist auf eine Vielzahl
von notwendigen, teilweise bereits in Gang gesetzten Änderungen seiner
Geschäftsordnung sowie des Statuts der Abgeordneten hin. In dieser Hinsicht ist
auch auf die Empfehlungen der Gruppe hochrangiger Persönlichkeiten zum Statut
der Mitglieder vom Juni 2000 hinzuweisen, in denen konkrete Vorschläge für die
Vergütungen der Abgeordneten und die Sanktionierung bei Abstimmungen nicht
anwesender Abgeordneter gemacht werden.28
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Ausblick auf die Legislaturperiode 1999-2004: Trends in der Kontrollfunktion
sowie der Politik- und Systemgestaltung

Das Parlament richtete 1999 insgesamt 3775 Anfragen an die Kommission und den
Rat, davon 2869 schriftliche Anfragen (2606 an die Kommission und 263 an den
Rat), 75 mündliche Anfragen mit Aussprache (58 an die Kommission und 17 an den
Rat); in der Fragestunde wurden 831 Fragen gestellt (523 an die Kommission und
308 an den Rat). 177 Entschließungen im Konsultations verfahren, 17 im Koope-
rationsverfahren, 115 im Mitentscheidungsverfahren29 und 17 im Zustimmungs-
verfahren standen 146 Entschließungen aus dem nicht-legislativen Bereich, 35
Empfehlungen zur GASPund 18 haushaltspolitische Beschlüsse gegenüber.30 Am 1.
August 2000 waren insgesamt 184 Mitentscheidungsverfahren abgeschlossen; wei-
tere 225 befanden sich im Prozess der Normsetzung. Die Zahlen verdeutlichen
einen seit In-Kraft-Treten des Maastrichter Vertrages beobachtbaren Trend zur
Konzentration des EP auf legislative Tätigkeiten zu Lasten der einfachen, nicht-
legislativen Selbstbefassungen, Initiativen und Dringlichkeiten: War das Parlament
1993 in 49,1% aller Ratsakte in einem der in Frage kommenden Legislativverfahren
involviert, so betrug dieser Anteil 1999 bereits 75,8%. Gliedert man hierbei die
größtenteils verwaltungstechnischen Routineakte des Rates im Bereich der Agrar-,
Fischerei- und Handelspolitik aus, so erhöht sich die EP-Beteiligungsquote erstens
allgemein auf etwa 90% und der Anteil des Mitentscheidungsverfahrens von 16,5%
(für alle Ratsakte) auf etwa 75%.

Die parlamentarischen Fragerechte gelten als „freest procedures in modern legis-
latures, give the individual MEP an excellent chance of promoting and defending
those issues which he or she regards important".31 Ähnlich ungebunden ist das
Parlament in der Nutzung seiner Eigeninitiativ- bzw. Selbstbefassungrechte.
„Initiative reports and resolutions reflect awareness and interest of MEP in making
an issue public to the outside world - towards the Union's citizenry but also towards
the Council and the Commission."32

Entwicklung der Initiativ- und Dringlichkeitsentschließungen
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Initiativ- und Dringlichkeitsentschließungen können bereits mit der einfachen
Mehrheit der abstimmenden Parlamentarier verabschiedet werden. Die Instrumente
erlauben es somit den Fraktionen in sehr viel stärkerem Maße, aus dem Zwang der
,großen Koalition' auszubrechen und ihre sozio-ökonomischen und außenpoliti-
schen Interessen auch gegenüber den Wählerinnen und Wählern zum Ausdruck zu
bringen. Sie nutzen hierbei vor allem den Charakter des Parlaments als Forum der
öffentlichen Auseinandersetzung. Hinsichtlich der Politikgestaltungsfunktion kön-
nen Europaabgeordnete in den Politikzyklus gegenüber Kommission und Rat im
Vorfeld der förmlichen Initiierung neuer Rechtsakte eingreifen, indem sie durch
Eigeninitiativentschließungen neue Maßnahmen anregen oder die Revision bereits
bestehender EG-Maßnahmen einfordern. Auch hinsichtlich der Systemgestaltungs-
funktion stellen die Initiativentschließungen ein in der Integrationsgeschichte häu-
fig genutztes Instrument der Kompensation fehlender Rechte des Parlaments im
Rahmen der Vertragsänderungsverfahren sowie der bis 1987 fehlenden Rolle im
Rahmen der Beitritte neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Gemeinschaft dar.33

Entwicklung der parlamentarischen Anfragen pro MdEP

&

1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 19

Als Folge der Einführung und tatsächlichen Nutzung des Kooperations-
verfahrens 1987 und des MitentscheidungsVerfahrens 1993 reduzierte sich die Zahl
der selbständigen Initiativentschließungen und Dringlichkeitsanträge alleine von
1993 bis 1998 um mehr als die Hälfte von 345 auf 168. Die Zahl der Eigeninitiativ-
berichte und -resolutionen fiel von 1.51 pro MdEP im Jahre 1984 auf 0.26 pro
MdEP im Jahre 1998. Ähnliche Verschiebungen lassen sich auch mit Blick auf die
Nutzung der Fragerechte feststellen. Tatsächlich hat sich die Zahl der Anfragen pro
Mitglied des Parlaments - trotz der neuen, explizit im EU-Vertrag zugesicherten
Fragerechte in der GASP und der Justiz- und Innenpolitik - von durchschnittlich elf
Fragen im Jahre 1993 auf sechs im zurückliegenden Jahr reduziert.
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Die wellenförmige Entwicklung der Anzahl parlamentarischer Anfragen lässt sich
noch mit den Direktwahlen zum EP erklären. Insbesondere der gleichbleibend hohe
Anteil neuer Abgeordneter scheint in der Folgezeit nach den Wahlen zunächst regen
Gebrauch vom Fragerecht zu machen. Daneben nutzen auch die im legislativen
Bereich tätigen Abgeordneten und Ausschüsse das Fragerecht zur Informations-
gewinnung für die weitere Behandlung anstehender Normsetzungsverfahren.
Allerdings entwickelt sich diese Form der Interessenaggregation und -mediation
spätestens im jeweiligen Wahljahr zurück, weil erstens der Legislativzyklus für
mehrere Monate ins Stocken gerät und zweitens der Schwerpunkt der individuellen
Parlamentarierarbeit deutlich auf der Vorbereitung der Wahlen liegt. Die Entwick-
lung der Initiativ- und Dringlichkeitsentschließungen seit 1984 deutet aber auch auf
einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der vertraglichen Fortentwicklung
der EG/EU und der Anzahl dieser beiden Parlamentsinstrumente hin. Die
Einführung des Kooperations- und des Zustimmungsverfahrens durch die Einheit-
liche Europäische Akte 1987 induzierte offenbar einen ersten Abschwung in der
Beratung und Verabschiedung von Initiativ- und Dringlichkeitsentschließungen.
Erst die Verhandlungen über den Maastrichter Vertrag drehten diesen Trend für das
Beratungsjahr 1993 um. Allerdings ging die Nutzung der Selbstbefassungsrechte
danach kontinuierlich zurück und lag 1995 in dem bis 1992 beobachtbaren Trend.
Seit 1998 scheint sich die Abwärtsbewegung zwar abzuflachen; angesichts der stei-
genden Zahl der Mitentscheidungsverfahren wird sie sich aber kaum auf ein merk-
lich höheres Niveau als 1999 einpendeln.

Insgesamt zeichnet sich auch für das neue Parlament eine Fortentwicklung in
Richtung eines hoch spezialisierten, in Ausschüsse und informelle Arbeitsgruppen
segmentierten Arbeitsparlaments ab, wobei die Chancen für die erfolgreiche
Außendarstellung seiner für die Wählerinnen und Wähler entscheidenden Funktion
als Arena zur Austragung gesellschaftspolitisch relevanter Konflikte zumindest in
den ersten zwölf Monaten gewachsen sind. Demgegenüber treten die bis 1987 vor-
rangig genutzten Parlamentsrechte ,unterhalb' der Mitwirkung an der gemein-
schaftlichen Normsetzung tendenziell immer weiter zurück, selbst wenn die
Arbeiten des EP im Rahmen des Grundrechtekonvents, der Regierungskonferenz
2000 und der Verhandlungen über den Beitritt der mittel- und osteuropäischen
Staaten sowie Zyperns und Maltas neben den beiden Ausschüssen für konstitutio-
nelle Fragen und für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame
Sicherheit und Verteidigungspolitik auch die anderen Parlamentsgremien zur
Mitwirkung veranlassen.

Anmerkungen
Der Autor bedankt sich bei Astrid Krekelberg für (A5-0018/2000) und vom 13.4.2000 (A5-
die Zusammenarbeit. 0086/2000) zur Vorbereitung und Einberufung

der Regierangskonferenz und den diesbezüg-
1 Vgl. hierzu die Entschließungen vom liehen Forderungen des EP. http://www.euro

17.11.1999 (A5-0058/1999), vom 3.2.2000 parl.eu.int/igc2000/offdoc/en/offdoc0_0htm.
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